
In der SPD brodelt es! Wie muss
es  nach  den  offenen  Briefen
weitergehen?
Von Brokkoli Bittner, Oktober 2024

Von Teilen der SPD sind gleich zwei offene Briefe veröffentlicht worden, die
beide  starken  Zuspruch  bekommen  haben.  In  den  Briefen  wird  der
Bundestagsfraktion vorgeworfen, ihre sozialdemokratischen Werte verraten
zu haben. Vor allem die kürzlich umgesetzte Überwachung aller deutschen
Grenzen hat wohl zur Entstehung der Briefe beigetragen. Umgesetzt wurde
das  von  der  Sozialdemokratin  Nancy  Faeser  umgesetzt,  um  so  vielen
Geflüchteten wie möglich die Einreise zu verweigern. Durch eine rassistische
Vereinnahmung  des  Messerangriffs  in  Solingen  wird  versucht,  diesen
Beschluss  zu  rechtfertigen.

Es ist gut, dass diese Briefe geschrieben wurden. Die Politik der SPD richtet
sich  schon  lange  gegen  die  arbeitende  Bevölkerung,  vor  allem  gegen
Migrant*innen. Das darf man nicht einfach hinnehmen. Aber an Scholz zu
appellieren reicht nicht, um den Rassismus in der eigenen Partei zu beenden.
Was muss also in der SPD und den Jusos passieren?

1. Für eine unabhängige Jugendorganisation!
Auffällig  ist,  dass  der  eine  Brief  von  120  Regionalverbänden  der  Jusos
getragen wird, während der andere auch von Teilen des Bundesvorstands der
Jusos unterstützt wird. In der Vergangenheit ist immer wieder aufgefallen,
dass Jugendorganisationen ihre Mutterparteien unter Druck setzen und für
eine progressivere Politik einstehen.

Durch  ihre  Rolle  im  Produktionsprozess  bekommen  Jugendliche  die
Auswirkungen  der  Krise  als  erstes  zu  spüren.  In  der  anhaltenden
Wirtschaftskrise seit 2008 ist für uns immer weniger Geld da. In der Schule
und Uni, wo nichts produziert wird und kein Profit erwirtschaftet werden
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kann, setzt der Staat Sozialkürzungen meist zuerst um. Die Schule soll auch
den Zweck der Erziehung erfüllen und uns Leistung und Konkurrenz als
Naturzustand vermitteln. Diese kapitalistische Ideologie ist in den Köpfen der
Jugend weniger fest verankert und die Widersprüche fallen uns schneller auf.

Wenn  Jugendliche  sich  für  Politik  einsetzen,  erfahren  sie  immer  wieder
Unterdrückung.  Ihre  Positionen  werden  nicht  ernstgenommen,  weder  im
Politikunterricht  noch  in  den  Parteien.  Deshalb  ist  es  wichtig,  dass  die
Jugend ihre eigene Organisation hat,  in der ihre progressiven Positionen
nicht  unterdrückt  werden.  Ein  Kampf  gegen  die  rechten  Positionen  der
Mutterpartei muss mit dem Kampf für eine unabhängige Jugendorganisation
verbunden werden.

2.  Konsequente  Kritik  der
sozialdemokratischen  Strategie!
Wie konnte es überhaupt dazu kommen, dass eine sozialdemokratische Partei
an vorderster Front den Rassismus aufleben lässt? Um das zu beantworten,
müssen  wir  uns  d ie  Frage  s te l len ,  was  ihre  Strateg ie  i s t .
Sozialdemokrat:innen  wollen  durch  Kompromisse  mit  den  Herrschenden
kleine Verbesserungen erreichen. Reformen sollen dazu beitragen, dass wir
uns Stück für Stück einer lebenswerten Welt annähern.

Diese  Verhandlungen  sind  am  besten  bei  sozialdemokratischen
Gewerkschaften  zu  beobachten:  Statt  systematisch  für  die  Kontrolle  der
Arbeiter:innen über  ihren Lohn zu streiken,  wird mit  Konzernchefs  über
wenige Prozente debattiert.  Wir stellen auch fest,  dass die Kompromisse
immer kläglicher  werden.  Statt  einen Inflationsausgleich gibt  es  nur  5%
mehr Lohn, was einen Reallohnverlust bedeutet.

Die Krise, in der wir uns befinden, bedeutet jedoch nicht, dass wir alle den
Gürtel  enger  schnallen  müssen.  Krise  im  Kapitalismus  heißt,  dass  bei
Arbeiter:innen  und  Jugendlichen  gespart  wird,  während  Konzernbosse
Milliardengewinne machen.  Krise  heißt  auch,  dass  der  Rassismus weiter
angekurbelt wird, denn er soll die Begründung liefern, warum migrantischen
Kolleg:innen noch weniger verdienen als weiße. Rassismus soll uns spalten,



damit wir uns als Klasse nicht gegen die Herrschenden wenden. Er dient
dazu,  die  wahren  Krisenursachen  zu  verschleiern  und  die  Schuld  auf
Geflüchtete zu schieben.

Dass die SPD rechte Forderungen wie Grenzkontrollen und Abschiebungen in
die Tat umsetzt, ist ein Ausdruck der aktuellen Krise; sie verwaltet mit ihrer
Politik dieses Elend mit. Es reicht jedoch nicht, die SPD als rassistisch zu
bezeichnen. Wir müssen den Ursprung dieser rassistischen Politik angehen,
die  reformistische  Strategie  der  Partei  offen  kritisieren  und  eine
revolutionäre  Perspektive  zur  Überwindung  des  Kapitalismus  aufwerfen.

3. Für eine Kampagne gegen Rechtsruck und
Sparpolitik!
Als Revolutionär:innen müssen wir mit den linken Teilen der Jusos über eine
solche  Perspektive  diskutieren.  Sie  sind  ein  Teil  der  Jugend,  der  schon
festgestellt hat, dass wir uns links organisieren müssen. Deshalb können sie
auch  für  ein  revolutionäres  Programm zu  gewinnen  sein.  Wer  nach  der
Veröffentlichung des Briefs nur „Wer hat uns verraten?“ schreit, verschließt
sich einem revolutionären Kampf mit Genoss:innen in der SPD.

Abseits der offenen Briefe muss Druck auf die SPD aufgebaut werden. Mit
den linken Teilen der Partei muss eine Kampagne gegen den Rechtsruck
durchgeführt werden, die auch die Politik der Ampel angreift. Das Ende der
Sparpolitik  und  die  Enteignung  derjenigen,  die  an  Rassismus  verdienen,
muss eine der Forderungen sein. Auch die Gewerkschaften und die Schulen
müssen  an  dieser  Kampagne  beteiligt  werden.  Auf  Parteitagen  müssen
eigene Kandidat:innen aufgestellt werden, die für klaren Antirassismus und
einen entschiedenen Kampf für den Sozialismus stehen.

Wenn  trotzdem  keine  Veränderung  in  der  Partei  entsteht,  muss  die
Entscheidung für den geschlossenen Austritt fallen und es muss mit einer
eigenen Organisation für eine solche Politik gekämpft werden. Häufig wird
an dieser Stelle das Argument hervorgebracht: „Aber wenn alle Linken die
Partei verlassen, dann überlassen wir die Partei doch den Rassist:innen!“
Doch wenn die Führung der SPD in der Lage ist, menschenfeindliche Politik



zu machen, ohne, dass die Basis sie daran hindern kann – dann ist das auch
keine linke oder sozialdemokratische Partei mehr, um die es sich zu kämpfen
lohnt.

Quellen:

https://eintreten-fuer-wuerde.de1.
https://asylwende.wtf2.

Vollen  Support  an  die  junge
GEW Berlin!
Der Berliner  Ableger  der  Gewerkschaftsjugend der  Bildungsgewerkschaft
GEW hat sich mit einem offenen Brief an ihren Landesvorstand gewandt, um
einen Erzwingungsstreik zu organisieren. Nach mittlerweile 7 Warnstreiks
und  0  Gesprächsbereitschaft  seitens  des  grünen  Finanzsenators  Daniel
Wesener wollen sie den Druck auf den Senat dadurch erhöhen, dass die
Verhandlungen für gescheitert erklärt, eine Urabstimmung eingeleitet und zu
einem unbefristeten Streik aufgerufen wird, der erst aufhört, wenn das Ziel
erreicht  ist.  Unsere  Lehrer_innen  kämpfen  dabei  für  einen  Tarifvertrag-
Gesundheit, dessen Ziel es ist, unsere überfüllten Klassen zu verkleinern. Für
sie heißt das: weniger Stress und Arbeitsbelastung. Für uns heißt das: besser
Lernen, mehr Zeit und weniger genervte Burn-Out-Mathelehrer. Lasst uns
diese Kämpfe verbinden! Wie das genau funktionieren soll,  erfahrt ihr in
unserer neuen Schüler_Innenzeitung oder auf unserer Homepage. Außerdem
findet hier den offenen Brief der jungen GEW zum Nachlesen. Streik in der
Schule, Uni und Betrieb: Das ist unsere Antwort auf ihre Politik!

Im Folgenden spiegeln wir den offenen Brief:
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Erzwingungsstreik jetzt
Wir  fordern  den  Landesvorstand  auf,  die  Verhandlungen  um  den
Tarifvertrag-Gesundheit mit dem Berliner Senat für gescheitert zu erklären.
Wir,  die  streikenden  Lehrer:innen,  wollen  selbst  Einfluss  auf  die  Frage
nehmen, wie unser Arbeitskampf geführt wird. Der LV möge deshalb alle
nötigen  Schritte  für  eine  Abstimmung  über  einen  Erzwingungsstreik
einleiten.  Wir  streiken,  bis  wir  unseren  Tarifvertrag  haben!

Begründung
Die  Arbeitsbelastung  in  den  überfüllten  Klassen  unserer  Schulen  ist
unzumutbar.  Während  die  Schüler:innenzahlen  2023  weiter  ansteigen
werden, fehlen noch immer rund 1.000 Kolleg:innen in Berlin. Noch immer
hat  der  Senat  keinerlei  Schritte  unternommen,  um  diesen  Mangel  zu
beheben.Die  Untätigkeit  des  Berliner  Senats  hat  uns  zum  Handeln
gezwungen. Mit unserem Kampf für einen Tarifvertrag-Gesundheit möchten
wir die Arbeitsbelastung für uns alle durch eine gesetzliche Verankerung von
kleineren Klassengrößen verringern. So waren wir im vergangenen Jahr mit
ganzen sieben Warnstreiks auf der Straße. Wir waren viele und wir waren
laut.  Auch  der  Landeselternausschuss  hat  sich  unseren  Forderungen
angeschlossen. Und trotzdem lehnt der grüne Finanzsenator Daniel Wesener
bis heute ab, überhaupt mit uns zu sprechen. Wir finden: Jetzt reicht’s! Wir
finden, dass wir mehr Druck machen müssen, um den Senat endlich von
seiner  Blockadehaltung  abzubringen.  Wir  finden,  dass  wir  einen
Erzwingungsstreik  zur  Durchsetzung  unserer  Forderungen  brauchen.

Während  der  Senat  unsere  monatlichen  Warnstreiks  noch  teilweise
ignorieren  konnte,  kann  die  Bi ldungsverwaltung  bei  einem
Erzwingungsstreik nicht mehr den Kopf in den Sand stecken und Augen und
Ohren  vor  uns  verschließen.  Ein  Erzwingungsstreik  ist  unser
verfassungsmäßig geschütztes Recht nach gescheiterten Tarifverhandlungen
den Druck auf  den Arbeitgeber  zu erhöhen.  Wir  fordern deshalb unsere
Verhandlungsführer:innen  Anne  Albers  (Leiterin  des  Vorstandsbereichs
Beamten-,  Angestellten-  und  Tarifpolitik)  und  Udo  Mertens  (Leiter  des



Vorstandsbereichs  Beamten-,  Angestellten-  und  Tarifpolitik)  auf,  der
Wahrheit ins Auge zu sehen: Erkennt, dass es keine Verhandlungen geben
wird,  wenn wir den Druck nicht erhöhen! Erklärt  die Verhandlungen für
gescheitert!Auf mehreren Personalversammlungen hat uns Udo versprochen,
im kommenden Jahr die „Daumenschrauben anzuziehen“. Udo, halt dich an
dein  Versprechen  und  leite  eine  Urabstimmung  für  einen
Erzwingungsstreik  ein!

Wir lassen uns nicht lähmen von der Verzögerungs- und Hinhaltetaktik des
Senats.  Wir  wollen  unseren  Tarifvertrag,  denn  unter  den  gegebenen
Umständen, weiß kaum jemand von uns, wie wir diesen Job, den wir doch alle
eigentlich irgendwo auch lieben,  die nächsten zehn Jahre weiter machen
sollen.  Lasst  uns  deshalb  gemeinsam  das  Thema  Bildung  auf  die
Tagesordnung  des  Berliner  Wahlkampfes  setzen!

Dafür wollen wir nun endlich „die Daumenschrauben anziehen“. Wir fordern
den  GEW-Landesvorstand  mit  diesen  Unterschriften  dazu  auf,  alle
notwendigen Schritte für einen Erzwingungsstreik in die Wege zu leiten und
diesen aktiv zu organisieren. Natürlich freuen wir uns auch über Solidarität
von Kolleg:innen aus anderen Bundesländern, denn die Frage von kleineren
Klassen betrifft nicht nur Berlin.

Offener  Brief  an  die
Bildungsstreikbewegung  –  Wie
weiter nach dem 17. November?
Dieser Text ist ein offener Brief an die Bildungsstreikbewegung sowie alle
Aktivist_innen,  Organisationen und Basisgruppen,  die sich solidarisch mit
dieser Bewegung sehen. Wir bitten euch, falls ihr den Inhalt beziehungsweise
die wichtigsten Ideen dieses Briefes teilt, ihn weiterzuverbreiten, in Foren
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oder auf euren Websites zu posten, euch auf die Unterstützer_innenliste zu
s e t z e n  u n d  m i t  u n s  i n  K o n t a k t  z u  t r e t e n  ( ü b e r
germany@onesolutionrevolution.de  oder  über  Kontakte  zu  unserer
Mitgliedschaft), um gemeinsam mit uns zu diskutieren, wie wir die Ideen des
Briefes umsetzen können.

Am 17. November fand im Rahmen der „Global Weeks of Education“, die
vom  07.-20.  November  andauerten,  nach  zwei  Jahren  erstmals  ein

bundesweit  angesetzter  Streiktag  der  Bildungsstreikbewegung  statt.  Es
formierten sich Bündnisse und Basisgruppen in etlichen Städten.  In wohl
über  35  Städten  Deutschlands  fanden  Aktionen  am  17.11.  und  darüber
hinaus dezentrale Aktionen, wie z.B. die Besetzung eines Raumes an der HU
sowie an der FU Berlins statt. Insgesamt gelang es der Bewegung mehrere
zehntausend  Schüler_innen,  Studierende  und  z.T.  auch  Beschäftigte  zu
mobilisieren.

Bereits jetzt zeichnet sich ab, dass die begonnenen Massenentlassungen wie
bei  Siemens  und  e-on,  sowie  die  europaweite  Verabschiedung  von
Sparhaushalten  sich  fortsetzen  werden.  Die  in  Deutschland  geltende
Schuldenbremse tut ihr übriges hinzu. So wurden jetzt in Brandenburg die
Ausgaben des Landes für Bildung so drastisch gekürzt, dass sogar einige
Schulleiter  auf  die  Straße  gingen.  Bereits  ohne  die  momentane  Krise
innerhalb der EU und der Weltwirtschaftskrise wären die Verhältnisse für die
Jugend, insbesondere im Bildungssystem, schlecht.

Unsere  Bewegung
braucht  zentren  der
D i s k u s s i o n  -
K o n f e r e n z e n ,  d i e
P e r s p e k t i v e n
diskutieren und sich auf
verbindliche  Aktionen
einigen!
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In der Mobilisierungsphase im September, Oktober und November haben
sich in vielen Städten Streikkomitees, Initiativen und Bündnisse gegründet –
etliche  Organisationen  und  z.T.  Gewerkschaftsjugenden  wurden  in  die
Mobilisierung  integriert.

Wenn  wir  nicht  nur  in  der  einmaligen  Mobilisierung,  sondern  auch  als
Bewegung erfolgreich sein wollen, dann müssen wir den Aktivist_innen und
Organisationen der Bewegung eine Perspektive geben! Diese muss auf einer
bundesweiten Konferenz, die versucht so viele Vertreter_innen wie möglich
an einen Tisch zu holen, diskutiert werden. Auch die Fehler und Schwächen,
die sich bei den Protesten im Herbst gezeigt haben, sollten wir dort offen
ansprechen,  um aus ihnen zu lernen.  Wir schlagen daher vor,  dass eine
solche  Konferenz  Anfang  2012  in  Berlin  oder  in  Köln,  den  Zentren  des
Bildungsstreiks vom 17.11., stattfinden sollte.

Wenn  w i r  uns  en t sch l i eßen
gemeinsam  und  dauerhaft  für  den
Aufbau einer neuen Jugendbewegung
z u  k ä m p f e n ,  e s  s c h a f f e n
Jugendgewerkschaften  und  große
Jugendorganisationen,  wie  SDS,
Jusos  oder  Solid  in  die  Aktion  zu
integrieren, dann können wir selbst
die Erfloge von 2009 überbieten, als
b u n d e s w e i t  2 7 0 ´ 0 0 0
Demonstrant_innen  budnesweit  auf
die  Straße  gingen.

Wir  sehen  den  17.11.  als  Start  –  und  nicht  als  Höhepunkt  einer  neu
entstehenden Bildungs- und Jugendbewegung, die Proteste und Streiks 2012
organisieren kann. Insbesondere die neu entstehenden Krisenbewegungen in
ganz  Europa,  Initiativen  wie  Occupy  (Education)  oder  zunehmende
Streikaktivitäten unter Arbeiter_innen in anderen Ländern sind Ansätze für
eine  breite  gesellschaftliche  Bewegung,  die  sich  entschlossen  für  die
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Bedürfnisse der Mehrheit (nach freier und solidarischer Bildung) einsetzen
kann. Sie sind eine Chance, die wir nutzen müssen!

Daher fordern wir euch dazu auf, euch uns anzuschließen, den Brief und
seine  Ideen  zu  unterstützen,  die  lokalen  Bündnisse  nicht  aufzugeben,
sondern zu halten und auszubauen (speziell an der Basis von Uni, Schule und
Ausbildungsplatz) und Anfang des nächsten Jahres gemeinsam mit uns über
die Proteste 2012 zu diskutieren.

Unterstützer_innen:  Gruppe  Arbeitermacht  (www.arbeitermacht.de),
B i l d u n g s p o l i t i s c h e  G r u p p e  R o s e n h e i m
(bildungspolitischegruppe.blogsport.de),  AK  Bildung  Potsdam  (

http://www.arbeitermacht.de
http://bildungspolitischegruppe.blogsport.de

